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STADT BAD SACHSA                                                     Bad Sachsa, 9. März 2021 
Kämmereiamt 

 
 

 
 

 
 

PROTOKOLL 
 

über die öffentliche Sitzung des Finanz-, Wirtschafts- und Tourismusausschusses 
am Dienstag, dem 9. März 2021, ab 17:00 Uhr im Dorfgemeinschaftshaus Neuhof. 
 
 
 
 
Anwesend sind 
 
 
a) vom Ausschuss: Ratsherr Fieker (Vorsitzender) 
  Ratsherr Boehm  
  Ratsherr Bruchmann 
  Ratsherr Hausemann für Ratsherrn Metzger (Grundmandat) 
  Ratsherr Schaal  
  Ratsherr Ziegenbein  
  Bürgermitglied de Schultz-Sitter (ab 17:07 Uhr) 
  Bürgermitglied Oelkers 
       
   
b) von der Verwaltung: Bürgermeister Quade 
  Stadtamtsrätin Urban 
  Bauamtsleiter Grundei (bis 17:55 Uhr) 
  Verwaltungsangestellte Bartels als Protokollführerin 
   
   
c) vom Rat:  Ratsherr Blanke  
  Ratsherr Jödecke 
  Ratsherr Jung 
   
 
d) von der Presse:  Herr Sonnemann, Harzkurier 
 
 
e) Zuhörer:  9 Zuhörer  

 
 

Es fehlt:  Geschäftsführer Völz (unentschuldigt) 
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  Tagesordnung: 
 
 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der 
Beschlussfähigkeit 
 
Der Vorsitzende des Finanz-, Wirtschafts- und Tourismusausschusses, Ratsherr 
Fieker, eröffnet um 17:00 Uhr die öffentliche Sitzung. Er stellt die ordnungsgemäße 
Ladung und die Beschlussfähigkeit fest.  
 
 

2. Feststellung der Tagesordnung 
 
Die Tagesordnung wird einstimmig festgestellt. 
 
 

3. Pflichtenbelehrung der nicht dem Rat angehörenden Ausschussmitglieder 
gem. § 43  i. V. m. § 54 Abs. 3 und 71 Abs. 7 NKomVG 
 
Nach einer kurzen rechtlichen Erläuterung nimmt Bürgermeister Quade gem. § 43 i. 
V. mit § 54 Abs. 3 und § 71 Abs. 7 NKomVG die Pflichtenbelehrung des neuen 
Bürgermitglieds Josef Oelkers vor. 
 
Die Pflichtenbelehrung des Bürgermitglieds Daniel de Schultz-Sitter erfolgt auf 
Grund des verspäteten Eintreffens nach dem Bericht des Bürgermeisters.  
 
 

4. Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Sitzung des Finanz-, Wirt-
schafts- und Tourismusausschusses vom 17.  September 2020 
 
Ausschussvorsitzender Fieker lässt über die Genehmigung des Protokolls der 
öffentlichen Sitzung vom 17. September 2020 beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis:   4 Stimmen dafür bei  1 Stimmenthaltung.   
 
 

5. Bericht des Bürgermeisters 
 
a) Temporäres Impfzentrum im DGH Tettenborn 

 
Bürgermeister Quade teilt erfreut mit, dass es der Stadt Bad Sachsa gelungen 
ist, neben dem Impfangebot für die über 80-jährigen Einwohner*innen, auch den 
Lehrkräften der Grundschule sowie den Beschäftigten der Kindergärten die Mög-
lichkeit einer Impfung im DGH Tettenborn anbieten zu können. 
 

b) Gewerbliche Leerstände im Stadtgebiet 
hier: Schaufensteraktion 
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Bürgermeister Quade liegt die Auffrischung des Stadtbildes am Herzen, daher  
hat er gern die Anregungen aus der Bevölkerung aufgenommen, die teils tristen 
Schaufenster von leer stehenden Gewerbeimmobilien in geeigneter Weise „auf-
zufrischen“. Es ist angedacht, sämtliche betroffene Schaufenster mit großflächi-
gen aktuellen und historischen Bildern und Motiven der Stadt zu bekleben. Im 
Falle einer Neuvermietung soll selbstverständlich umgehend die Entfernung der 
Beklebungen erfolgen. Die Kosten werden aus Spenden und Mitteln der Stadt 
Bad Sachsa getragen. Die betroffenen Grundstückseigentümer werden um Zu-
stimmung gebeten, dass auch ihre Schaufenster für die Zeit des Leerstandes 
beklebt werden dürfen. Entsprechende Briefe sind bereits versandt worden. Für 
Rückfragen stehen die Mitarbeiter der „Stabsstelle örtliche Wirtschaft“ zur Verfü-
gung. 
 

c) Planung und Aufbau eines Netzwerkes für die örtliche Wirtschaft 
 
Bürgermeister Quade sieht es als seine besondere Aufgabe an, der örtlichen 
Wirtschaft mit allen Mitteln der Verwaltung hilfreich beratend und unterstützend 
zur Seite zu stehen. Aus diesem Grund wurde mit Wirkung vom 01. Februar 
2021 die „Stabsstelle örtliche Wirtschaft“ in die vorhandene Verwaltungsstruktur 
eingefügt. Diese Stabsstelle ist ihm als Bürgermeister direkt und persönlich un-
terstellt. Hier sollen die örtlichen Unternehmen und Gewerbetreibenden einen 
zentralen Ansprechpartner in Person des Bauamtsleiters Gerhard Grundei fin-
den. 
 
Ferner sollen in Zukunft aus dieser Stabsstelle heraus allgemeine, aktuelle und 
für die örtliche Wirtschaft wichtige Informationen gezielt und zeitnah verteilt wer-
den. Hierfür ist der Aufbau eines E-Mail-gestützten Netzwerkes für alle interes-
sierten Betriebe in der Stadt Bad Sachsa geplant. Auf diesem Weg soll über 
Fördermöglichkeiten, Aktivitäten in der Stadt, Wissenswertes für die Wirtschaft 
und neue kommunale Regelungen oder Verordnungen informiert werden. 
 
Alle teilnahmewilligen örtlichen Betriebe und Unternehmen sind aufgefordert, zu 
diesem Zweck ihre E-Mail-Kontaktadresse an die „Stabsstelle örtliche Wirt-
schaft“ zu melden. Diese ist unter den Adressen silvia.bierwisch@bad-
sachsa.de und gerhard.grundei@bad-sachsa.de erreichbar. 
 
Bürgermeister Quade hofft, dass reger Gebrauch von dieser Einrichtung ge-
macht wird. 
 

d) Bedarfszuweisung wegen einer außergewöhnlichen Lage gemäß § 13 
NFAG in den Antragsverfahren 2019 und 2020 
 
Bürgermeister Quade nimmt Bezug auf ein Schreiben vom Niedersächsischen 
Ministerium für Inneres und Sport vom 09.11.2020 zu Bedarfszuweisungen we-
gen einer außergewöhnlichen Lage gemäß § 13 NFAG in den Antragsverfahren 
2019 und 2020.  
 
Hinsichtlich der seitens der Stadt Bad Sachsa gestellten Anträge wird die Ge-
währung von Bedarfszuweisungen wegen einer außergewöhnlichen Lage ge-
mäß § 13 NFAG in Höhe von insgesamt 1.190.000,00 € in Aussicht gestellt. Von 
diesem Betrag entfällt ein Anteil von 630.000,00 € auf das Bedarfszuweisungs-
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verfahren 2019, sowie ein Anteil in Höhe von 560.000,00 € auf das Bedarfszu-
weisungsverfahren 2020.  
 
Auf der Grundlage der Konzeption zum Verteilungsverfahren für Bedarfszuwei-
sungen vom 17.10.2005 wurden auch die Bedarfszuweisungsanträge 2019 und 
2020 ausgewertet, wobei – im Interesse eines effektiven Mitteleinsatzes – die 
nur begrenzt zur Verfügung stehenden Bedarfszuweisungsmittel und das hohe 
Gesamtfehlbetragsvolumen aller Antragsteller im Antragsverfahren 2019 wiede-
rum die Festlegung einer landeseinheitlichen Mindestgesamtfehlbetragsquote in 
Höhe von 20,0 v. H. und die Festlegung eines Schwellenwertes bezüglich der 
Abweichung von der durchschnittlichen Steuereinnahmekraft der Gemeinden 
und Gemeindeverbände von mindestens -5,0 v. H. von den durchschnittlichen 
Werten in den jeweiligen Vergleichsgruppen erforderlich machen. Die Abde-
ckungsquote für die im Einzelfall in Aussicht zu stellenden Bedarfszuweisungs-
beträge beläuft sich in beiden Verfahren einheitlich auf rund 20,0 v. H. des maß-
gebenden Gesamtsollfehlbetrages des Antragstellers. 
 
Grundlage für die Bemessung der Bedarfszuweisung bildet der im Antragsver-
fahren erhobene vorläufige Gesamtfehlbetrag 2018 in Höhe von 3.156.753,48 € 
für das Verfahren 2019 und 2.812.827,56 € (Gesamtfehlbetrag 2019) für das 
Verfahren 2020. Die genannten Fehlbeträge können nach dem vorliegenden Fi-
nanzplan bis zum Ende des Finanzplanungszeitraums 2023 aus eigenen Kräften 
und mit eigenen Mittel nicht abgebaut oder wesentlich vermindert werden. Das 
Bewilligungskriterium der „außergewöhnlichen Lage“ ist damit gegeben. Bei vor-
läufigen Gesamterträgen im Ergebnis 2018 in Höhe von 12.961.101,00 € er-
rechnet sich eine Gesamtfehlbetragsquote (Verhältnis Gesamtfehlbe-
trag/Gesamterträge) von 24,36 % für das Verfahren 2019; für das Verfahren 
2020 ergibt sich bei Gesamterträgen 2019 in Höhe von 13.489.000,00 € eine 
Fehlbetragsquote von 20,85 %. Die besondere Bedürftigkeit der Stadt Bad 
Sachsa in beiden Antragsverfahren kann damit ebenfalls vorläufig festgestellt 
werden. 
 
In Bezug auf die durchschnittliche Steuereinnahmekraft 2016 bis 2018 weicht 
der für die Stadt Bad Sachsa ermittelte Wert um -34,3 v. H. von dem Ver-
gleichswert der entsprechenden Gemeindegrößenklasse ab. Für den Ver-
gleichszeitraum 2017 bis 2019 ergibt sich ein Abweichungswert von -35 v. H.. 
Die Stadt Bad Sachsa zählt zu den besonders finanzschwachen Kommunen und 
gehört damit dem Kreis der grundsätzlich aussichtsreichen Antragsteller an.  
 
Vor dem Hintergrund der eingetretenen haushaltswirtschaftlichen Entwicklung 
wird die Stadt Bad Sachsa ergänzend zu der im Rahmen des sog. Zukunftsver-
trages gewährten Entschuldungshilfe, wieder Bedarfszuweisungen erhalten kön-
nen, wenn Haushaltswirtschaft und Konsolidierungsverhalten die Gewährung 
rechtfertigen.  
 
Um dies zu dokumentieren ist der Abschluss einer „Zielvereinbarung zur Er-
reichung nachhaltiger Haushaltskonsolidierung“ zwischen der Stadt Bad 
Sachsa, dem Landkreis Göttingen und dem Niedersächsischen Ministerium für 
Inneres und Sport erforderlich. Über die Zielvereinbarung hat die Stadt ein hin-
reichendes Konsolidierungsverhalten nachzuweisen und weitergehende, konkre-
te Maßnahmen zu benennen, durch die sich dauerhafte strukturelle Entlastun-
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gen des Ergebnishaushaltes erreichen bzw. aufgelaufene Altfehlbeträge abbau-
en lassen. Seit Leistung der Entschuldungshilfe im Rahmen des sog. Zukunfts-
vertrages im Jahr 2013 sind keine Bedarfszuweisungen mehr an die Stadt Bad 
Sachsa geflossen, so dass für das Bedarfszuweisungsverfahren nunmehr eine 
neue Zielvereinbarung zur Haushaltskonsolidierung erforderlich wird. 
 
Für Kommunen, die erstmalig oder nach Jahren wieder in einem Bedarfszuwei-
sungsverfahren begünstigt werden können, gilt als Konsolidierungsziel die Höhe 
der jährlichen Bedarfszuweisung. Im Durchschnitt der Bedarfszuweisungsverfah-
ren 2019 und 2020 errechnet sich also ein Konsolidierungsziel in Höhe von 
590.000,00 €. 
 
Die Stadt Bad Sachsa ist aufgefordert, geeignete und nachhaltig wirkende Kon-
solidierungsmaßnahmen in Höhe des genannten Konsolidierungszielbetrages zu 
erarbeiten und in das Bedarfszuweisungsverfahren einzubringen. Sollte der 
Konsolidierungsbeitrag aus dem städtischen Kernhaushalt allein nicht zu erbrin-
gen sein, wird erwartet, dass auch die städtischen Beteiligungen in den Konsoli-
dierungsprozess in hinreichender Weise einbezogen werden. 
 
Der Landkreis Göttingen hat die haushaltswirtschaftliche Situation der Stadt Bad 
Sachsa mit Verfügung vom 16.06.2020 zur Genehmigung der Haushaltssatzung 
2020 zum wiederholten Male umfassend bewertet und eine Vielzahl von Risiken 
aufgezeigt. Im Vorwege wurde mit Schreiben vom 03.12.2020 seitens der Kom-
munalaufsicht die Etablierung eines Beteiligungscontrollings nahegelegt. Dieser 
Beurteilung vom Landkreis Göttingen wird sich seitens des Niedersächsischen 
Ministeriums für Inneres und Sport ausdrücklich angeschlossen. Zur wirkungs-
vollen und transparenten Steuerung der städtischen Beteiligung ist es notwendig 
ein Beteiligungscontrolling zu etablieren. Es wird erwartet, die Errichtung eines 
Beteiligungscontrollings in den Zielvereinbarungsprozess einzubringen. Ein ers-
ter Entwurf für eine Zielvereinbarung ist zur Prüfung vorzulegen. Die Bewilligung 
und Auszahlung des in Aussicht gestellten Gesamtbetrages wäre nach Ab-
schluss einer Zielvereinbarung kurzfristig möglich. 
 
Durch die Gewährung der in Aussicht gestellten Bedarfszuweisung wegen einer 
außergewöhnlichen Lage wird für die Stadt Bad Sachsa auch die Möglichkeit er-
öffnet, Bedarfszuweisungen wegen besonderer Aufgaben im Förderschwerpunkt 
Brandschutz zu beanspruchen. 
 

e) Gewährung von Bedarfszuweisungen gemäß § 13 NFAG 
hier: Vorbereitung des Bewilligungsverfahrens 2021 
 
Bürgermeister Quade teilt mit, dass das Niedersächsische Ministerium für Inne-
res und Sport mit Schreiben vom 05.02.2021 mitgeteilt hat, dass auch für das 
Jahr 2021 beabsichtigt ist ein Antragsverfahren zur Gewährung von Bedarfszu-
weisungen wegen einer außergewöhnlichen Lage durchzuführen. 
 
Die Stadt Bad Sachsa wird innerhalb der Frist zur Antragstellung bis einschließ-
lich 30.04.2021 einen Antrag auf Bedarfszuweisung wegen einer außergewöhn-
lichen Lage stellen. 
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Bedarfszuweisungen wegen einer außergewöhnlichen Lage dienen der Deckung 
von Fehlbeträgen. Eine außergewöhnliche Lage liegt vor, wenn es der antrag-
stellenden Kommune nicht gelungen ist, die Ergebnisrechnung des Vorjahres 
ausgeglichen abzuschließen und aufgelaufene Fehlbeträge auch in der mittel-
fristigen Ergebnis- und Finanzplanung nicht abgedeckt oder wesentlich reduziert 
werden können. 
 

Ratsherr Bruchmann erkundigt sich nach der Bedarfszuweisung für besondere 
Aufgaben für die Beschaffung eines Feuerwehrfahrzeuges. Hierzu erklären Stadt-
amtsrätin Urban und Bürgermeister Quade, dass noch kein offizieller Bewilligungs-
bescheid vorliegt bzw. kein Geld ausgezahlt wurde und diese Zuweisung ebenso an 
den Abschluss einer Zielvereinbarung sowie der Bewilligung der in Aussicht gestell-
te Bedarfszuweisung wegen einer außergewöhnlichen Lage in Höhe von 
1.190.000,00 € geknüpft ist.  Durch die Gewährung der in Aussicht gestellten Be-
darfszuweisung wegen einer außergewöhnlichen Lage wird für die Stadt Bad 
Sachsa zusätzlich auch die Möglichkeit eröffnet, Bedarfszuweisungen wegen be-
sonderer Aufgaben im Förderschwerpunkt Brandschutz zu beanspruchen. 
 
Ratsherr Bruchmann bittet ebenso um einen Sachstandsbericht zu den offenen 
Punkten aus der vergangenen Sitzung (Auswertung des Ergebnisses der Interims-
Steuerschätzung, Prüfung Gesamtabschlüsse,…). Die Ausführungen sollen für die 
nächste Sitzung vorbereitet werden.   
  

 
6. Einwohnerinnen-/Einwohnerfragestunde, welche sich auf die vorgesehene 

Tagesordnung der Sitzung zu beziehen hat (Dauer: 20 Minuten) 
 
Es wird eine Frage zum Beginn der geplanten Sanierungsmaßnahmen im Salztal 
Paradies gestellt. 
 
   

7. Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen;  
hier: Annahme von Zuwendungen, deren Gesamtwert die Wertgrenze von   
100 € überschreiten  
 
Ausschussvorsitzender Fieker verliest die eingegangenen Spenden. 
 

1. Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen;  
hier: Annahme von Zuwendungen mit einem Wert von über 100 € bis 
2.000 € 
 

1.1. Jan und Simone Mohr, Hohensteiner Str. 2, Bad Sachsa, haben am 
26.10.2020 für den Kauf von Kinderbüchern 500,00 € an die Stadtbibliothek 
gespendet. 

 

1.2. Der FDP Ortsverein Südharz hat für den Bürgermeisterkandidaten Daniel Qua-
de am 04.11.2020 einen Betrag von 801,00 € für Setzlinge zur Wiederauffors-
tung gespendet. 

 

1.3. Am 17.11.2020 hat Herr Lutz-Werner Lohoff, Waldstr. 3, Bad Sachsa, 120,00 € 
für die Wiederaufforstung des Stadtwaldes gespendet. 
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1.4. Frau Annemarie Borchers, Waldsaumweg 6, Bad Sachsa, hat dem Forstamt 
am 26.11.2020 eine Barspende in Höhe von 210,00 € für Waldbäume im 
Stadtforst übergeben. 

 
1.5. Am 14.12.2020 wurden von der Silvia und Jürgen Kreienbaum-Stiftung in der 

Stiftergemeinschaft der Kreissparkasse Augsburg 780,39 € aus Fördermitteln 
2019 zugunsten der Stadtbibliothek Bad Sachsa ausgeschüttet. 

 
1.6. Frau Imke Schmedecker, Erbhaistr. 15, Bad Sachsa, hat am 21.12.2020 für die 

Aufforstung des Stadtwaldes 251,00 € gespendet. 
 
1.7. Am 28.12.2020 hat die WEKO SYSTEMHAUS GmbH, Glaseberg 2, Bad 

Sachsa, einen Betrag von 1.000,00 € für die Aufforstung des Stadtwaldes ge-
spendet. 

 
1.8. Herr Harald Fieker, Mackenroder Str. 9, Bad Sachsa OT Tettenborn hat am 

11.01.2021 für die Aufforstung im Stadtwald 500,00 € gespendet. 
 
1.9. Frau Irmgard Aster, Waldstr. 18 a, Bad Sachsa hat am 08.02.2021 einen Be-

trag in Höhe von 120,00 € für Laubbäume für den Stadtforst gespendet. 
 
1.10. Die VGH Hannover, Schiffgraben 4, 30159 Hannover hat am 15.02.2021 im 

Rahmen des JULIUS-CLUBs einen Stiftungsbeitrag für den Bucherwerb und 
Veranstaltungen der Stadtbibliothek in Höhe von 1.500,00 € gezahlt. 

 
 

Die Stadt Bad Sachsa darf gem. § 111 Abs. 7 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) in Verbindung mit § 26 Kommunalhaushalts- und                 
-kassenverordnung (KomHKVO) zur Erfüllung ihrer Aufgaben Spenden annehmen. 
Die Entscheidung über die Annahme von Zuwendungen mit einem Wert von über 
100,00 € bis 2.000,00 € obliegt dem Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Sachsa.  
 
Ausschussvorsitzender Fieker verliest den Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanz-, Wirtschafts- und Tourismusausschuss möge dem Verwaltungsaus-
schuss empfehlen, gemäß § 111 Abs. 7 NKomVG in Verbindung mit § 26 KomHK-
VO zu beschließen, die vorgenannten Spenden anzunehmen.  
 
Abstimmungsergebnis:   Einstimmig dafür. 
 
 
2. Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen;  
          hier: Annahme von Zuwendungen mit einem Wert von über 2.000 € 
 
Am 17.06.2020 wurden von der Stiftung der Stadtsparkasse Bad Sachsa, Poststr. 6-
7, Bad Sachsa, 2.000,00 € für die Aktion FerienSpaß statt Ferienpass 2020 gespen-
det. 
Über die Annahme dieser Spende hat der Verwaltungsausschuss in seiner Sitzung 
am 09.07.2020 beschlossen. 
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2.1.  Die Sparkasse Osterode am Harz hat am 09.12.2020 zur Unterstützung für                                 
die Anschaffung von Harzliteratur für die Stadtbibliothek 500,00 € aus Mitteln 
der SSK-Stiftung gespendet. 

 
Mit der weiteren  Spende wird die Wertgrenze einer Geberin von 2.000,00 € über-
schritten. Die Entscheidung über die Annahme der Zuwendungen obliegt somit dem 
Rat der Stadt Bad Sachsa.   
 
Die Stadt Bad Sachsa darf gem. § 111 Abs. 7 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) in Verbindung mit § 26 Kommunalhaushalts- und                 
–kassenverordnung (KomHKVO) zur Erfüllung ihrer Aufgaben Spenden annehmen.    
Die Entscheidung über die Annahme von Zuwendungen mit einem Wert von über 
2.000,00 € obliegt dem Rat der Stadt Bad Sachsa.  
 
Der Beschlussvorschlag wird von dem Ausschussvorsitzenden Fieker wie folgt vor-
getragen: 
 
Der Finanz-, Wirtschafts- und Tourismusausschuss möge dem Rat über den Verwal-
tungsausschuss empfehlen, gemäß § 111 Abs. 7 NKomVG in Verbindung mit § 26 
KomHKVO zu beschließen, die vorgenannte Spende anzunehmen.  
 
Abstimmungsergebnis:   Einstimmig dafür. 
 

 
8. Gebührenbedarfsberechnungen für das Jahr 2019 der kostenrechnenden Ein-

richtungen:  
 Schmutzwasser 
 Niederschlagswasser  
 Straßenreinigung „Sommerdienst“ 
 Straßenreinigung „Winterdienst“ 
 Friedhöfe 
  
 Bauamtsleiter Grundei erläutert den Anwesenden die Besonderheit bei der Erhe-

bung von Benutzungsgebühren und den sogenannten Gebührenhaushalten der 
Stadt Bad Sachsa. Die erhobenen Gebühren sollen die Kosten decken, jedoch nicht 
übersteigen, es dürfen keine dauerhaften Gewinne oder Verluste erwirtschaftet wer-
den. Bei einer Abweichung sind Kostenüber- oder -unterdeckungen innerhalb eines 
Zeitraums von 3 Jahren auszugleichen.  

  
 Anhand der den Ausschussmitgliedern vorliegenden Gebührenbedarfsberechnun-

gen 
 und –prognosen geht Bauamtsleiter Grundei auf die einzelnen Gebührenhaushalte 

ein.    
 

 Im Bereich des Gebührenhaushaltes „Schmutzwasser“ ist es zu einem spürbaren 
Anstieg des Wasserverbrauchs um rund 30.300 m³ auf nun 398.347 m³ gekommen, 
so dass nicht nur eine Kostendeckung sondern auch ein Überschuss zu verzeichnen 
ist. Einhergehende Mehreinahmen durch den trockenen Sommer werden erst in der 
folgenden Gebührenkalkulation erscheinen, da die Abrechnungen von der Harz 
Energie Ende April/Anfang Mai des Folgejahres erstellt werden. In den letzten Jah-
ren wurden verstärkt umfangreiche Reparaturmaßnahmen am Kanalsystem durch-
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geführt, deren Umsetzung sich deutlich stärker in den Gebührenbedarfsberechnun-
gen auswirken wird.  Laut Prognose der Schmutzwassergebühren bis 2022 ist nicht 
von einem Verzehr der voraussichtlich in 2020 nochmals deutlich steigenden Mehr-
einnahmen bis 2021 auszugehen, so dass zum 01.01.2022 über eine Senkung der 
Schmutzwassergebühren nachgedacht werden muss. Ebenso soll ein Sanierungs-
plan für das Kanalnetz erstellt werden und durch weitere Reparaturmaßnahmen die 
Ausgaben erhöht werden. 

 
 Ratsherr Boehm vermisst eine Steigerung der Abschreibungen. Bauamtsleiter 

Grundei erklärt, dass eine Aktivierung der Abschreibung durch die Verzögerung der 
Baumaßnahmen erst 2023 zum Tragen kommt.  

 Er bestätigt Ratsherrn Bruchmann, dass die Sanierungskosten der Kläranlage in der 
vorliegenden Kalkulation noch keine Berücksichtigung gefunden haben. 

 
Ratsherr Boehm gibt zu bedenken, vorsichtig an eine mögliche Senkung heranzuge-
hen, da Investitionen meist teurer werden und die Kosten in die Höhe gehen. Bau-
amtsleiter Grundei merkt hierzu an, dass in diesem Fall nicht die Investitionskosten 
sondern die Abschreibungen eine Auswirkung auf die Kalkulation haben.  
Ratsherr Jung rät an dieser Stelle ebenso zur Vorsicht, keine vorschnelle Senkung 
der Gebühren zu verfolgen und anschließend letztendlich doch wieder erhöhen zu 
müssen. Bauamtsleiter Grundei empfiehlt vorerst die Auswertungen 2020 abzuwar-
ten und dann entsprechende Gespräche zu führen.     
 

 Ratsherr Bruchmann erkundigt sich nach der Abschreibungsdauer der Kläranlage. 
Bauamtsleiter Grundei geht von einem Zeitraum von 50 Jahren aus, da es sich um 
ein massives Gebäude handelt. Auf Nachfrage von Ratsherrn Boehm hinsichtlich 
der Abschreibungsdauer der Steuerungsanlagen, erklärt Stadtamtsrätin Urban, dass 
sich der Zeitraum hierfür auf 15-20 Jahre beläuft.   

 
 Bauamtsleiter Grundei fährt mit den weiteren Ausführungen fort. 

Die anhaltende positive Entwicklung des Gebührenaufkommens im Bereich „Nieder-
schlagswasser“ hat bis 2018 zu erheblichen Mehrerträgen in Höhe von 84.452,32 € 
geführt. Die Aufwendungen stiegen in 2019 gegenüber 2018 um mehr als 47.000 € 
und liegen nun bei  237.478,86 €. In Summe sinken die aus 2018 vorgetragenen 
Mehrerträge in 2019 auf 48.852,38 € deutlich ab. Hintergrund sind die planmäßig 
spürbar gestiegenen Aufwendungen in der Bauunterhaltung, insbesondere für Repa-
raturen an den Regeneinläufen und Schächten. Wie die vorliegende Prognose der 
Niederschlagswassergebühren aufzeigt, werden die planmäßigen Aufwendungen in 
der Bauunterhaltung für Reparaturen und Sanierungen an der Kanalisation von 2020 
an weiter gesteigert, um so die positiven Vorträge aus Vorjahren bis 2022 schrittwei-
se abzubauen. Der für das Jahr 2020 ausgewiesene Überschuss von 17.569,44 € 
relativiert sich so bereits ab 2021.   

 
Die Kalkulation des Gebührenhaushalts „Straßenreinigung Winterdienst“ wurde im 
Spätsommer 2020 erstellt und bildet einen milden Winter ab. Der zu Grunde liegen-
de Gebührenhaushalt hat sich aufgrund der milden Winter in den vorhergehenden 
Jahren und der damit verbundenen eher geringen Aufwendungen für Räum- und 
Streudienste von einem Gewinnvortrag aus 2018 in Höhe von 3.086,95 € auf Mehr-
einnahmen von nun 12.930,98 € in 2019 verbessert. Der Extremwinter des Januars 
und des Februars 2021 ist in dieser Prognose nicht enthalten. Die Beratung bzw. 
Entscheidung über mögliche Veränderungen der Winterdienstgebühr kann deshalb 
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erst nach der Berechnung der Einsatzperiode des Jahres 2020 erfolgen.    Die freien 
Mittel aus dem Jahr 2020 wurden in das laufende Jahr übertragen und bereits auf-
gebraucht. Auf Grund des starken Wintereinbruchs wurde der Jahresansatz in die-
sem Jahr bereits überschritten und für das Jahr 2021 könnten statt 45.000 €, Kosten 
in Höhe von ca. 70.000 € anfallen. 
 
Der bis 2018 angesammelte Mehrertrag des Gebührenhaushaltes „Straßenreinigung 
Sommerbetrieb“ hat sich von 66.176,39 € im Jahr 2019 erwartungsgemäß auf 
24.094,30 € durch die deutliche Gebührensenkung zum 01.01.2019 verringert. Die 
Prognoseberechnung zeigt auf, dass die Kostenüberdeckung innerhalb der folgen-
den 2 Jahre ausgeglichen wird. Eine für 2022 zu erwartende Gebührenanpassung 
kann in dieser Berechnung noch nicht bewertet werden. Hierfür soll zunächst die ge-
naue Kostenentwicklung des Jahres 2020 abgewartet werden. Eine Erhöhung der 
Gebühren auf 0,86 € zum 01.01.2022 auf den Wert vor der Senkung 2019 ist vor-
stellbar. 
 
Die Anzahl der Bestattungen ist schwankend und der Aktualität unterworfen und er-
schwert eine Kalkulation. Bei einem im Vergleich zum Vorjahr leicht gesunkenem 
Aufkommen der Gesamteinnahmen (-15.906,08 €) im Gebührenhaushalt „Friedhöfe“ 
aufgrund verminderter Bestattungszahlen wurden, wie in 2018 angekündigt, die 
Aufwendungen im Bereich „Friedhöfe“ mit 142.183,70 € im Vergleich zu 2018 im 
Hinblick auf die Verbesserung des Kostendeckungsgrades erheblich um -43.673,89 
€ verringert. Der Kostendeckungsgrad beläuft sich auf 90,15 %. Durch die in 2018 
veränderte Berechnung mit der Einführung eines Anteils der Allgemeinheit von 20%, 
um die Funktion des Friedhofes als Parkanlage zu berücksichtigen, werden auch in 
den Folgejahren zufriedenstellende Kostendeckungsgrade von über 90 % erzielt. 
 
Ratsherr Boehm weist auf die Konkurrenzsituation hin. Es sollte daher weiter Au-
genmerk auf den Flyer zur Bewerbung gelegt werden. Bauamtsleiter Grundei teilt 
hierzu mit, dass in einer der nächsten Bauausschusssitzungen die Thematik behan-
delt und auch über eine Erweiterung der Bestattungsmöglichkeiten gesprochen wer-
den soll. 
 
Ratsherr Bruchmann ist erfreut, dass der Friedhof als ein Stück Kultur gesehen wird 
und eine Berücksichtigung eines Anteils der Allgemeinheit erfolgt. 
 
Der Finanz-, Wirtschafts- und Tourismusausschuss nimmt die Gebührenkalkulatio-
nen 2019 für die Kostenrechnenden Einrichtungen Schmutzwasser, Niederschlags-
wasser, Straßenreinigung „Winterdienst“, Straßenreinigung „Sommerdienst“ und 
Friedhöfe zustimmend zur Kenntnis. 
 

Bauamtsleiter Grundei verlässt um 17:55 Uhr die Sitzung. 
 
Nach einer kurzen Pause übergibt der Ausschussvorsitzende Fieker zum TOP 9 das 
Wort an Stadtamtsrätin Urban. 
 
 
9. Einbringung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplans 2021 mit mittelfris-

tiger Ergebnis- und Finanzplanung einschließlich Investitionsprogramm für 
den Planungszeitraum 2020 bis 2024 
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Stadtamtsrätin Urban trägt vor, dass im Haushalt 2021 im Ergebnishaushalt 
13.917.800 € Erträge, 13.673.700 € Aufwendungen und ein positives Jahresergeb-
nis in Höhe von 244.100 € geplant sind. Gegenüber dem Vorjahr verschlechtert sich 
das Jahresergebnis um 434.400 €. In den Folgejahren verschärft sich die ange-
spannte finanzielle Situation der Stadt Bad Sachsa. Die Jahresergebnisse gehen 
noch weiter zurück. Es werden negative Jahresergebnisse im Ergebnishaushalt aus-
gewiesen. 
 
Die Einnahmen sind rückläufig. Die Ausgaben steigen deutlich an. Der sich aus 
13.163.300 € Einzahlungen und 12.287.900 € Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit ergebende Überschuss im Finanzhaushalt in Höhe von 875.400 € 
reicht nicht aus, um die Tilgung von Investitionskrediten in Höhe von 911.200 € und 
die vom Land Niedersachsen und vom Landkreis Göttingen geforderte jährliche 
Rückführung von 200.000 € Liquiditätskrediten, zusammen 1.111.200 €, zu bezah-
len. Es fehlen 235.800 €.  
 
Gegenüber 2020 verringert sich der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit um 
447.800 €. Im Vergleich zu der Haushaltsplanung des Vorjahres, die die Vorgaben 
aus dem Zukunftsvertrag noch erfüllt hat, verschlechtert sich die finanzielle Situation 
der Stadt Bad Sachsa in diesem Jahr deutlich.  
 
In den kommenden Jahren gehen die Überschüsse aus den Einzahlungen und Aus-
zahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit noch weiter zurück. Die Salden aus 
laufender Verwaltungstätigkeit sinken weiter ab. Das bedeutet, dass die aus laufen-
der Verwaltungstätigkeit erwirtschafteten Überschüsse für die jährliche Tilgung der 
investiven Kredite in Höhe von über 900.000 € und zusätzlich 200.000 € Liquiditäts-
kredite, nicht mehr ausreichen. Somit kann die Tilgung der Schulden aus Investiv-
krediten nur aus Liquiditätskrediten finanziert werden. Die Liquiditätskredite können 
nicht mehr zurückgezahlt werden. Stattdessen steigen diese wieder an.  
 
Die dringend notwendigen Mittel für die Investitionen wurden in allen Haushaltsjah-
ren deutlich gekürzt, um einen Rückgang der erforderlichen Kreditneuaufnahmen zu 
erreichen. Dieses führt dazu, dass die von der Kommunalaufsicht des Landkreises 
Göttingen bereits wiederholt beanstandeten steigenden Investitionsstaus nicht ab-
gebaut werden können.  
 
Der Stadtwald weist nur noch im Haushaltsjahr 2021 einen prognostizierten geringen 
Überschuss aus. In den Jahren 2022 bis 2024 sind durchgängig hohe Zuschussbe-
darfe ausgewiesen. Es fehlen die Einnahmen aus dem Holzverkauf – das Holz ist 
nicht mehr vorhanden – und es sind erhebliche Mittel für die Wiederaufforstung und 
die Pflege der Jungwuchsflächen einzusetzen. Die Wiederbewaldung der Freiflä-
chen ist für den Waldeigentümer nach Landeswaldgesetz verpflichtend. Ebenso ist 
die Stadt Bad Sachsa durch die Bestimmungen der Wasserschutzgebietsverordnung 
zusätzlich zur Wiederaufforstung auf etwa 340 ha verpflichtet. Der Stadtwald ist der-
zeit noch mit rund 6.260.000 € in der Bilanz bewertet. Eine Neubewertung des 
Stadtwaldes wird eine entsprechende Abwertung nach sich ziehen, das Vermögen in 
der Bilanz verringern und die Abschreibungen deutlich erhöhen.  
 
Wie kurzfristig bekannt geworden ist, bekommt die Stadt Bad Sachsa in diesem Jahr 
mit 317.800 € erstmals einen höheren Zuschuss des Landkreises Göttingen für die 
Aufgaben der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen, seit 2018 waren es 
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rund 130.000 € jährlich. Die Mehreinnahme wird in der Endfassung des Haushalts 
berücksichtigt.  
 
Die Fehlbedarfsfinanzierung der Kindertagesstätten in der Stadt Bad Sachsa steigt 
in den Jahren 2021 und 2022 um jeweils 150.000 € und in den Jahren 2023 und 
2024 um jeweilig  200.000 € im Vergleich zum Haushaltsansatz 2020 an. Die An-
stiege auf insgesamt 1.050.000 € bzw. 1.200.000 € jährlich ab 2023 sind auf beste-
hende Rechtsverpflichtungen zurück zu führen. 
 
Die Auszahlungen erhöhen sich u. a. aus den gestiegenen Personalaufwendungen 
für die Wiederbesetzung der Stelle des Bürgermeisters und die geplante Einstellung 
von vier Auszubildenden.  
 
Die Ausgaben für Sach- und Dienstleistungen, - das sind u. a. die Unterhaltungs-
aufwendungen für die Straßen, Kanäle und städtischen Gebäude sowie Brücken - 
mussten im Vergleich zum Vorjahr um rund 300.000 € gekürzt werden, um die Ver-
einbarung im Zukunftsvertrag, die ordentliche Tilgung zu erwirtschaften, einzuhalten. 
Dieses ist nicht gelungen. Es konnte allerdings zumindest einen Teil der Tilgung er-
wirtschaftet werden.  
 
Für die Werterhaltung des städtischen Vermögens müssten jährlich deutlich höhere 
Summen aufgewendet werden. Die Bauunterhaltung ist die einzige Stellschraube um 
einen genehmigungsfähigen Haushalt aufstellen zu können. Alle anderen Ausgaben 
ergeben sich aus gesetzlichen oder vertraglichen Grundlagen oder aufgrund von 
Entscheidungen des Rates.  
 
Die Kommunalaufsicht des Landkreises Göttingen weist in den Haushaltsgenehmi-
gungen in jedem Jahr darauf hin, dass sich die Haushaltssituation zukünftig stark 
verschlechtern könnte. Im Wesentlichen durch den bestehenden Unterhaltungs- und 
Sanierungsstau an den Straßen, Brücken, öffentlichen Gebäuden und in den städti-
schen Gesellschaften. Alleine bei der Stadt - ohne die städtischen Gesellschaften -, 
beträgt der Unterhaltungs- und Investitionsstau rund 4.000.000 €, der in die Haus-
halte der nächsten Jahren eingestellt werden muss.  
  
Es sind Investitionen in Höhe von 4.665.700 € geplant, die in Höhe von 3.837.500 € 
aus Einzahlungen aus Fördermitteln finanziert werden.  
 
Von den Investitionen entfallen 4.000.000 € auf die Bädergesellschaft Bad Sachsa 
mbH. Hier soll der Bestand der Sport- und Freizeiteinrichtung Salztal Paradies  
durch Sanierungs- und Erneuerungsmaßnahmen gesichert werden. Ein Anteil von 
bis zu 3.600.000 €, entsprechend 90 Prozent, wird aus Bundesmitteln gefördert. Mit 
einem städtischen Eigenanteil in Höhe von  400.000 €, entsprechend 10 Prozent, 
muss sich die Stadt Bad Sachsa an der Maßnahme beteiligen. 
 
Für Investitionen in das städtische Vermögen sind insgesamt 665.700 € eingeplant. 
Hiervon entfallen 280.000 € auf die Erstellung eines Baukörpers für den Neubau ei-
nes Feuerwehrstützpunktes in Tettenborn. Weitere 200.000 € sind für diese Maß-
nahme in 2022 veranschlagt.  
 
Für die Dorferneuerung Neuhof und Tettenborn sind zusammen 255.000 € vorgese-
hen. Die Maßnahme wird mit 237.500 € Dorferneuerungsmitteln und ggf. Kofinanzie-
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rungsmitteln des Landes gefördert. In Tettenborn wird der Abriss des sogenannten 
Herrenhauses, auch unter der Bezeichnung „alte Schule“ bekannt, aus Dorferneue-
rungsmitteln bezahlt. In Neuhof ist die Erneuerung eines weiteren Teilstückes des 
Gehweges in der Langen Straße geplant. 50.000 € sollen für den Bau von Leitplan-
ken entlang eines Teilstücks der Ravensbergstraße verwendet werden. Die Leitplan-
ken müssen  zur Verkehrssicherung nach umfangreichen Waldrodungen gebaut 
werden. Weitere Investitionen erfolgen für den Erwerb eines Waldarbeiterschutzwa-
gens (23.000 €), für die Ersatzbeschaffung einer Tragkraftspritze (TS) für das LF 
10/12 (FF Neuhof) (15.000 €), für die Anschaffung eines Minibaggers mit Erdbohrer 
für den Fuhrpark (15.000 €) und für die Beschaffung von Stühlen und Tischen für ei-
ne zusätzliche 1. Klasse im Schuljahr 2021/2022 in der Grundschule (6.500 €). 
 
Die Stadt Bad Sachsa erhält vom Landkreis Göttingen, wie auch bereits im vergan-
genen Jahr, einen Zuschuss in Höhe  von 173.400 € für investive Maßnahmen in 
den Bereichen Kindertagesstätten, Grundschule, Familie und Bildung. Auch dieser 
Zuschuss und die hieraus zu planenden Investitionen  werden in die Endfassung des 
Haushalts eingearbeitet.  
 
Es müssen insgesamt 820.900 € Ausgaben für Investitionen, davon 400.000 € für 
den städtischen Eigenanteil an den Sanierungs- und Erneuerungsmaßnahmen der 
Sport- und Freizeiteinrichtung Salztal Paradies, aus neuen investiven Kreditaufnah-
men finanziert werden.   
 
Die für die Investitionen geplante Kreditaufnahme erhöht sich um 378.000 € für den 
Neubau des Betriebsgebäudes der Kläranlage und der Schalttechnik. Hier waren  in 
den Haushaltsjahren 2019 und 2020 Einnahmen in gleicher Höhe aus Fördermitteln 
für die Energieeinsparung bzw. Verbesserung der Energieeffizienz geplant. Die 
Baumaßnahmen erfüllen die Richtwerte nicht, somit entfallen die Fördermittel. Die 
geplante Kreditaufnahme steigt auf insgesamt 1.206.200 € in diesem Jahr. Die Kre-
ditaufnahme für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen übersteigt den 
zulässigen Höchstbetrag für die Aufnahme von Investivkrediten in Höhe von 80 Pro-
zent, entsprechend 541.800 € der Tilgung investiver Kredite, ohne die Kredite für die 
beiden Kapitalmaßnahmen zugunsten der städtischen Gesellschaften. 
 
Der diesjährige Kreditbedarf ist höher als die geplante Tilgung in Höhe von 911.200 
€ und führt zu einem Anstieg der Verschuldung aus investiven Krediten um rund 
300.000 € auf 15,3 Mio. € bis zum Jahresende 2021. Hinzu kommen bis zu 
5.000.000 € Liquiditätskredite. Der Höchstbetrag bis zu dem Liquiditätskredite in An-
spruch genommen werden dürfen, wird von bisher 5.400.000 € in der Haushaltssat-
zung 2021 um 400.000 € verringert.  

 
Ausschussvorsitzender Fieker bedankt sich bei Stadtamtsrätin Urban und übergibt 
das Wort für weitere Ausführungen an Bürgermeister Quade. 
 
Bürgermeister Quade ergänzt die Ausführungen von Stadtamtsrätin Urban. In dem 
mit dem Land Niedersachsen und dem damaligen Landkreis Osterode am Harz im 
Jahr 2013 geschlossenen Zukunftsvertrag ist vereinbart, dass die Stadt Bad Sachsa 
bis zum Ende der Vertragslaufzeit im Jahr 2023 ein ausgeglichenes Jahresergebnis 
des Ergebnishaushaltes (ordentliches Ergebnis) erzielt. Ziel ist es, darüber hinaus 
gehende Überschüsse zu erwirtschaften, die um die noch bestehenden Liquiditäts-
kredite um 200.000 € jährlich abzubauen und finanzielle Freiräume für dringend 
notwendige Investitionen zu schaffen.  
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Die freiwilligen Leistungen sind unter der 3-Prozent Marke zu halten. 
 
Der Haushalt 2021 sowie die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 
2022 bis 2024 erfüllen die Verpflichtung aus dem Zukunftsvertrag in weiten Teilen 
nicht mehr.  Die Investitionen wurden bis einschließlich 2024 auf ein Minimum be-
schränkt. Die Jahresergebnisse im Ergebnishaushalt gehen in den Jahren 2021 bis 
2024 zurück bzw. sind sogar negativ. Die Überschüsse  reichen für die Tilgung von 
Krediten und den planmäßigen Abbau der Liquiditätskredite in den Jahren 2021 bis 
2024 nicht aus. Mit der Folge, dass die Verschuldung aus Liquiditätskrediten steigt 
und gegen die Vereinbarung im Zukunftsvertrag verstößt. 
 
Ursächlich für die überaus besorgniserregende Entwicklung des städtischen Haus-
halts sind die bereits seit Jahren unverändert außerordentlich niedrigen Steuerein-
nahmen der Stadt Bad Sachsa. Die Steuereinnahmekraft der Stadt Bad Sachsa 
weicht im Realsteuervergleich für Niedersachsen im Dreijahresdurchschnitt der Jah-
re 2017 bis 2019 um -35 Prozent vom Vergleichswert ab. Diese Situation wird durch 
die andauernde Corona-Pandemie weiter verschärft. Diese wirkt sich in den kom-
menden Jahren durch einen deutlichen Abfall der vom Niedersächsischen Ministeri-
um für Inneres und Sport in seinen Orientierungsdaten für die Haushaltsplanung 
prognostizierten Steigerungsraten für die kommunalen Steuereinnahmen und Zu-
weisungen des Landes aus dem kommunalen Finanzausgleich (Schlüsselzuweisun-
gen und Zuweisungen des übertragenen Wirkungskreises) aus. Hinzu kommt die 
hohe Verschuldung der Stadt Bad Sachsa, die beträchtlich über dem Durchschnitt 
der Vergleichsgrößengruppe in Niedersachsen und über dem Durchschnitt des 
Landkreises Göttingen liegt. Der vorläufige Jahresabschluss 2020 weist 13.601.800 
€ Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für städtische  Investitionen und für Kapi-
talmaßnahmen zugunsten der städtischen Gesellschaften sowie 5.000.000 € Kredite 
zur Liquiditätssicherung aus.  
 
Die benötigten Überschüsse aus laufender Verwaltungstätigkeit können auch durch 
massive Einsparungen in allen Bereichen und umfangreiche Kürzungen, insbeson-
dere in der Bauunterhaltung, nicht mehr im erforderlichen Umfang erwirtschaftet 
werden. Die Zinsen für Investivkredite und Liquiditätskredite sind noch immer auf ei-
nem historischen Tiefstand. Wenn das Zinsniveau dreht, wird es keine finanziellen 
Spielräume im städtischen Haushalt mehr geben.  
 
Die laufende Bezuschussung der Aufwendungen für die Aufgaben des Tourismus, 
die von  den städtischen Gesellschaften erbracht werden, belastet den städtischen 
Haushalt erheblich. Die Bad Sachsa Holding GmbH & Co.KG erhält neben der Wei-
terleitung der von der Stadt Bad Sachsa erhobenen 131.000 € Tourismusbeiträge 
und 583.900 € Gästebeiträge, einen jährlichen Zuschuss in Höhe von 520.000 €, zu-
sammen 1.234.000 €, für ihren Aufwand für die Förderung des Tourismus und die 
Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verwaltung der Einrichtungen, die dem 
Tourismus dienen sowie für die zu Zwecken des Tourismus durchgeführten Veran-
staltungen.  
 
Weitere Einnahmeerhöhungen durch Steuererhöhungen zur Finanzierung der Auf-
wendungen/Ausgaben sind nicht realisierbar. Beim Personal wurden im Hinblick  auf 
den Zukunftsvertrag seit 2012 frei werdende Stellen vertragstreu nicht oder nur mit 
der halben Stundenzahl wiederbesetzt bzw. Leistungen extern vergeben. Um die 
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Personalsituation für die Zukunft zu verbessern, ist die Einstellung  von vier Auszu-
bildenden für 2021 eingeplant. Die nicht oder nur mit der halben Stundenzahl wie-
derbesetzten Stellen, die durch den Fachkräftemangel nicht besetzten / qualitativ 
nicht angemessen besetzbaren Planstellen, mehrere, teils längerfristige Krankheits-
ausfälle und die erheblich angestiegene Arbeitsbelastung haben zu einem kontinu-
ierlichen Anstieg der Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub und 
für geleistete Überstunden geführt. Die anhaltend hohe Arbeitsbelastung führt in al-
len Bereichen zu zunehmenden krankheitsbedingten Ausfällen von Beschäftigten, 
deren Tätigkeit wiederum von den übrigen Mitarbeitern aufgefangen werden muss. 
Die Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub und für geleistete 
Überstunden betragen 226.302 € im letzten geprüften Jahresabschluss 2018. Es 
wird für das Folgejahr von einem weiteren Anstieg um rund 80.000 € ausgegangen.  
 
Mit Ausnahme des Unterhaltungsaufwandes für die Unterhaltung der bebauten 
Grundstücke und des Infrastrukturvermögens, insbesondere für die Instandsetzung 
der Gebäude, Straßen, Brücken sowie der Schmutz- und Niederschlagswasserkanä-
le, sind alle anderen Aufwendungen Pflichtaufwendungen aufgrund gesetzlicher o-
der vertraglicher Vorgaben. Somit sind Einsparungen bzw. Ausgabenkürzungen zu-
gunsten anderer Aufwendungen/Ausgaben nur bei den Unterhaltungsaufwendungen 
möglich. Es ist unbestritten, dass der anhaltende Sanierungsstau weitere bauliche 
Schäden nach sich zieht und zu einem beschleunigten Verfall des städtischen Ver-
mögens führt.  
 
Die größte Investition ist die aus bis zu 3.600.000 € Bundesmitteln und einem städti-
schen Eigenanteil in Höhe von 400.000 € geförderte perspektivische Bestandssiche-
rung der Sport- und Freizeiteinrichtung Salztal Paradies durch Sanierungs- und Er-
neuerungsmaßnahmen. Ziel der Stadt Bad Sachsa ist es das Schwimm- und Frei-
zeitbad Salztal Paradies dauerhaft in Bad Sachsa zu erhalten.  
 
Die Haushalts-Situation der  Stadt Bad Sachsa verschlechtert sich zusehends.  Die 
Fehlbeträge können aus eigenen Kräften und mit eigenen Mitteln nicht abgebaut o-
der wesentlich vermindert werden. Es gibt keinen Gestaltungsspielraum mehr. Die 
Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit gehen zurück. Zeitgleich steigen 
die Auszahlungen, trotz massiver Ausgabekürzungen bei den Unterhaltungsaufwen-
dungen, an.  Es können nicht ausreichend Überschüsse für die ordentliche Tilgung 
der investiven Kredite erwirtschaftet werden. Die jährliche Tilgung kann nur noch 
durch die Aufnahme neuer Liquiditätskredite bezahlt  werden. Die Vorgaben aus 
dem Zukunftsvertrag, insbesondere die Erwirtschaftung der Tilgung und der Abbau 
der Liquiditätskredite, werden nicht mehr erfüllt.  
 
Der Haushalt der Stadt Bad Sachsa birgt eine Vielzahl von weiteren Risiken. 
 
Hierzu gehören: 
• Der  immer größer werdende Unterhaltungs- und Investitionsstau an den kom-

munalen Straßen, Brücken, Kanälen und Gebäuden, sowie der Investitionsstau 
in den städtischen Gesellschaften und die Entwicklung der städtischen Gesell-
schaften.  

• Fehlende Einnahmen aus dem Holzverkauf aus dem Stadtwald – das Holz ist 
nicht mehr vorhanden – und es sind erhebliche Mittel für die Wiederaufforstung 
und die Pflege der Jungwuchsflächen einzusetzen.  
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• Die finanzielle Situation der Stadt Bad Sachsa kann sich durch die Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie auf die Haushalte in diesem und in den nächsten 
Jahren noch deutlich verschlechtern.  

 
Eine Verbesserung der Einnahmen ist ohne eine finanzielle Unterstützung durch das 
Land Niedersachsen nicht möglich. Wie unter TOP 5 berichtet, ist der einzige Aus-
weg  der Abschluss einer vom Niedersächsischen Ministerium für Inneres und 
Sport  in Aussicht gestellten „Zielvereinbarung zur Erreichung nachhaltiger Haus-
haltskonsolidierung“, um wieder Bedarfszuweisungen erhalten zu können. Bedin-
gung ist, dass das Entgegenkommen in der Haushaltswirtschaft und das Konsolidie-
rungsverhalten die Gewährung rechtfertigen. Das Ministerium hat der Stadt Bad 
Sachsa die Gewährung einer Bedarfszuweisung wegen einer außergewöhnlichen 
Lage in Höhe von 1.190.000 € in Aussicht gestellt. Durch die Gewährung, der in 
Aussicht gestellten Bedarfszuweisung, wird für die Stadt Bad Sachsa auch die Mög-
lichkeit eröffnet, Bedarfszuweisungen wegen besonderer Aufgaben im Förder-
schwerpunkt Brandschutz zu beanspruchen. Die von der Stadt geforderten geeigne-
ten und nachhaltig wirkenden Konsolidierungsmaßnahmen werden zeitnah erarbei-
tet. Diese sollen in der nächsten Sitzung des Finanz-, Wirtschafts- und Tourismus-
ausschusses vorgestellt werden. Fest steht, dass sich alle Angehörigen des Aus-
schusses und des Rates der Lage bewusst sein müssen und sich dementsprechend 
intensiv mit den vorgelegten Einsparpotenzialen befassen müssen. Sonst ist nicht 
nur der Erhalt der Bedarfszuweisung unmöglich, sondern auch die Genehmigung 
des Haushaltes fragwürdig. 
 
Ratsherr Hausemann erkundigt sich nach der Gesamthöhe der Corona-bedingten 
Einnahmeausfälle 2020 und einer diesbezüglichen Unterstützung seitens des Lan-
des. Stadtamtsrätin Urban teilt mit, dass eine verlässliche Summe für das Jahr 2020 
noch nicht vorliegt. Die Veranlagung der Gewerbesteuer erfolgt in den meisten Fäl-
len zeitverzögert und die Auswirkungen zeigen sich erst später. Bei den Ausgleichs-
zahlungen des Landes wurde die Stadt Bad Sachsa nicht berücksichtigt. Die Gewer-
besteuereinnahmen bzw. der Anteil an produzierendem Gewerbe ist zu gering, so 
dass auch die Ausfälle im Vergleich zu anderen Kommunen geringer ausfallen und 
der Stadt Bad Sachsa keine Entschädigung zugesprochen wurde.  
 
Ratsherr Bruchmann zeigt hierüber Unverständnis. Die finanziellen Auswirkungen 
der Corona-Pandemie können nicht zu Lasten der Stadt Bad Sachsa gehen. Er sieht 
hier das Land in der Pflicht. 
 
Zum städtischen Haushalt merkt er an, dass die Stadt Bad Sachsa sicherlich Schul-
den hat, aber das Geld in der Vergangenheit nicht rausgeschmissen, sondern in das 
Vermögen investiert wurde. Überschüsse wurden erwirtschaftet und Kassenkredite 
überplanmäßig abgebaut. Als Anlage zum Protokoll bittet er um eine Aufstellung der 
Haushaltsreste. 
 
Bezugnehmend auf die Aufwendungen zur Deckung der Fehlbedarfe in den Kinder-
tagesstätten von rund 900.000 €, fragt Ratsherr Jung nach der Beteiligung von 
Landkreis oder Land. Stadtamtsrätin Urban erläutert, dass die Stadt Bad Sachsa 
bisher einen Zuschuss von rund 130.000 € jährlich vom Landkreis Göttingen erhal-
ten hat. In diesem Jahr wurde der Betrag erstmals auf 317.800 € erhöht. Bürger-
meister Quade merkt an, dass man sich gewünscht hat die Kosten zu reduzieren, 
auf Grund der getroffenen Beschlüsse des Landes, die Kosten aber erheblich ge-
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stiegen sind. Wenn es zu der Einrichtung einer zusätzlichen Kindertagesstätte 
kommt, ist von einer weiteren Erhöhung auszugehen. 
 
Ratsherr Bruchmann stellt fest, dass viel für die Kinder aufgebracht wird, diese aber 
später wegziehen und anderswo ihre Steuern zahlen. Es wird eine Leistung er-
bracht, aber es erfolgt keine entsprechende Gegenleistung. 
 
Bürgermitglied Oelkers erkundigt sich nach den Investitionskosten der Kläranlage 
und der Streichung der diesbezüglichen Fördermittel. Stadtamtsrätin Urban teilt mit, 
dass die geplanten Maßnahmen nicht die geforderten Bestimmungen der Förder-
richtline erfüllen. Gegenwertig werden weitere Förderprogramme ausgewertet. Um 
vorerst eine Arbeitsgrundlage zu haben, wurden die zusätzlichen Kreditaufnahmen 
in den Haushalt eingestellt. 
 
Bürgermitglied de Schultz-Sitter kommt auf die Corona-bedingten Ausgleichszahlun-
gen zurück. Sicherlich ist der prozentuale Anteil produzierender Gewerbebetriebe 
geringer und der Schwerpunkt der Einnahmen liegt im Tourismus, ihm sind aber 
Kommunen im Allgäu bekannt, die Geld bekommen haben. Es stellt sich die Frage, 
welche Voraussetzungen für eine Ausgleichszahlung geschaffen werden müssen. 
Der Tourismus wurde ausgebremst, es muss etwas passieren. Bürgermeister Quade 
erläutert, dass die bekannten Ausfälle 2020 als Basis zu Grunde gelegt wurden. Die 
Stadt Bad Sachsa ist zwar betroffen, aber andere noch weitaus stärker. Ob sich für 
2021 bessere Chancen bieten, muss abgewartet werden. 
 
Ratsherr Boehm hält für eine gerechte Beurteilung der Ausgleichszahlungen andere 
Maßstäbe für erforderlich. Von vornerein geringere Gewerbesteuereinnahmen kön-
nen nicht zur Bestrafung durch ausbleibende Erstattungen führen. 
 
Stadtamtsrätin Urban händigt den Ausschussmitgliedern den Haushalt für das Jahr 
2021 zur Beratung in den Fraktionen aus. 
      
 

10. Bericht der städtischen Gesellschaften 
 
Entfällt. 

 

11. Anträge und Anfragen 
 
Schriftliche Anträge liegen nicht vor. 
 
Ratsherr Ziegenbein äußert den Wunsch die Sitzungsunterlagen (Einladungen, Pro-
tokolle,etc.)  in digitaler Form zu versenden, um das hohe Papieraufkommen zu 
reduzieren. Bürgermeister Quade teilt hierzu mit, dass es bereits einen Prüfauftrag 
für ein digitales Ratsinformationssystem gibt. Hierüber sollen dann alle Unterlagen 
eingesehen und bei Bedarf ausgedruckt werden können. Ebenso soll eine digitale 
Zeiterfassung für die Mitarbeiter*innen eingerichtet werden. 
 
Da eine Fusion mit Bad Lauterberg kein Thema mehr ist, regt Ratsherr Ziegenbein 
an, in näherer Zukunft Gespräche mit Walkenried aufzunehmen. In seinen Augen 
gehören die Südharzer zusammen und eine mögliche Fusion sollte nicht aus den 
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Augen verloren werden. Bürgermeister Quade merkt hierzu an, dass er eine Inten-
sivierung der Interkommunalen Zusammenarbeit mit der Gemeinde Walkenried an-
strebt, um durch eine engere Zusammenarbeit bereits Synergieeffekte zu nutzen 
und mit Bedacht Vertrauen aufzubauen.   
 
Hinsichtlich der Abwesenheit von Geschäftsführer Völz erkundigt sich Ratsherr 
Schaal, ob dieser über die Sitzung informiert wurde. Stadtamtsrätin Urban teilt mit, 
dass Geschäftsführer Völz schriftlich eingeladen wurde. Ratsherr Boehm merkt an, 
dass für Geschäftsführer Völz keine Verpflichtung besteht an den Sitzungen teilzu-
nehmen, wenn dieses gewünscht ist, sollte man den Geschäftsführer persönlich 
ansprechen.  
 
Ratsherr Boehm erkundigt sich nach dem Stand der Reprädikatisierung. Stadtamts-
rätin Urban teilt hierzu mit, dass diese auf Grund der Corona-Pandemie vom Nie-
dersächsischen Wirtschaftsministerium verschoben wurde. 
 

 
12. Einwohnerinnen-/Einwohnerfragestunde 

 
Es werden Fragen zur Reparatur des Skilifts auf dem Ravensberg sowie des nicht 
zum Verweilen einladenden Zustands (Schlaglöcher, Schlamm, Schuttabladeplatz) 
des ausgewiesenen Wohnmobilstellplatzes „Trabbi-Parkplatz“ gestellt. Eine weitere 
Frage erfolgt zur touristischen Zusammenarbeit sowie der Vertragslaufzeit mit der 
GLC Glücksburg Consulting AG. 

 

 
Ausschussvorsitzender Fieker schließt um 19:06 Uhr die öffentliche Sitzung.  
 
 

 
gez. Fieker  gez. Quade   gez. Bartels 
Vorsitzender  Bürgermeister   Protokollführerin 
         
 
 
Anlagen 
 
 
 
 
Das Protokoll wurde in der Finanz-, Wirtschafts- und Tourismusausschusssitzung am  
29. April 2021 mit einer redaktionellen Änderung genehmigt. 
Geschäftsführer Völz gehört nicht dem Ausschuss oder dem Rat an und hat keine An-
wesenheitspflicht. Eine Aufführung als „unentschuldigt fehlend“ entfällt. 
 








































